
Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 
2019 der OGM Oberhausener Gebäude-
management GmbH 
 
1.  Die OGM Oberhausener Gebäudemanagement 

GmbH hat den Jahresabschluss für das 
Geschäftsjahr 2019 fristgerecht aufgestellt und durch 
die Dr. Schulte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, Oberhausen, prüfen lassen. 

     Diese hat den nachfolgenden uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt: 

            Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers 

     Wir haben den Jahresabschluss der OGM 
Oberhausener Gebäudemanagement GmbH – be-
stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und 
der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäfts-
jahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
OGM Oberhausener Gebäudemanagement GmbH 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 
31. Dezember 2019 geprüft. Die Erklärung zur Unter-
nehmensführung nach § 289 f Abs. 4 HGB (Angaben 
zur Frauenquote) haben wir in Einklang mit den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften nicht inhaltlich 
geprüft. 

     Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

     -      entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 
allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 
zum 31.12.2019 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum  
31. Dezember 2019 und 

     -      vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar. Unser Prüfungsurteil zum Lagebericht 
erstreckt sich nicht auf den Inhalt der oben 
genannten Erklärung zur Unternehmensführung. 

     Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 

     Grundlage für die Prüfungsurteile 

     Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit  
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 

„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unse-
res Bestätigungsvermerks weitergehend beschrie-
ben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrecht-
lichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

     Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und 
des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht 

     Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deut-
schen für Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen 
Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - 
falschen Darstellungen ist. 

     Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in 
Zusammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzie-
ren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 

     Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschrif-
ten zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können. 
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     Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die 
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. 

     Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 

     Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darü-
ber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der 
Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu ertei-
len, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet.  

     Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Adressaten beeinflussen.  

     Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

     -      identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsich-
tigter - falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss und im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese 
Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu die-
nen. Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da 
Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, 
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten können.  

     -      gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu pla-
nen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 
der Gesellschaft abzugeben.  

     -      beurteilen wir die Angemessenheit der von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von den gesetzlichen Vertretern dargestell-
ten geschätzten Werte und damit zusammen-
hängenden Angaben. 

     -      ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentli-
che Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls 
diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir 
ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei-
ten können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann.  

     -      beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz  und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt.  

     -      beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage des Unternehmens.  

     -      führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts-
orientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnach-
weise vollziehen wir dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von den gesetz-
lichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa-
men Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenstän-
diges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künfti-
ge Ereignisse wesentlich von den zukunftsorien-
tierten Angaben abweichen. 

     Wir erörtern mit den für die Überwachung 
Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 
etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir 
während der Prüfung feststellen. 

Oberhausen, den 13. März 2020 
 
Dr. Schulte GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Dr. Schulte                          Oostendorp  
Wirtschaftsprüfer                Wirtschaftsprüfer      
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2.  Die Gesellschafterversammlung hat am 25.06.2020 
den Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2019 
festgestellt und beschlossen, den Jahresfehlbetrag in 
Höhe von 1.748.528,20 € auf das neue Geschäfts-
jahr vorzutragen.  

 
3.  Der Jahresabschluss einschließlich des Lageberichts 

kann (unter Terminvereinbarung) bis zum 30.11.2020 
jeweils von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 
09:00 Uhr bis 15:00 Uhr bei der OGM Oberhausener 
Gebäudemanagement GmbH, Bahnhofstr. 66, 46145 
Oberhausen, Gebäudeteil D, Raum D 509, eingese-
hen werden. 

 
Oberhausen, 16.09.2020 
 
 
OGM Oberhausener Gebäudemanagement GmbH         
 
Hartmut Schmidt                                     Horst Kalthoff 
Geschäftsführer                                      Geschäftsführer 
 
 

1. Änderungssatzung vom 24. September 
2020 zur Hundesteuersatzung der Stadt 
Oberhausen vom 20.11.2008 
 
Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung vom 
14.09.2020 folgende Änderungssatzung beschlossen: 

Art. 1 

Die Hundesteuersatzung der Stadt Oberhausen vom 
20.11.2008 wird wie folgt geändert:  

§ 4 Abs. 2  wird wie folgt gefasst: 

(2) Weiterhin wird Steuerbefreiung auf Antrag gewährt 
für nicht zu Erwerbszwecken gehaltene Hunde, die 

     1.    an Bord von ins Schiffsregister eingetragenen 
Binnenschiffen gehalten werden 

            oder 

     2.    als Gebrauchshunde ausschließlich zur 
Bewachung von nicht gewerblich gehaltenen 
Herden in der hierfür benötigten Anzahl ver-
wandt werden 

            oder 

     3.    zu Melde-, Sanitäts- oder Schutzzwecken ver-
wendet werden und die dafür vorgesehene 
Prüfung vor Leistungsprüfern eines von der 
Stadt anerkannten Vereins oder Verbandes mit 
Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der Prüfung 
ist durch das Vorlegen eines Prüfungszeugnis-
ses nachzuweisen und die Verwendung des 
Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu 
machen. Die Anerkennung des Vereins oder 
Verbandes erfolgt auf Antrag, wenn glaubhaft 
gemacht wird, dass die antragstellende 
Vereinigung über hinreichende Sachkunde und 
Zuverlässigkeit für die Durchführung der 
Leistungsprüfung verfügt.  

Art. 2 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. 1994, S. 
666) in der zur Zeit gültigen Fassung können 
Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften 
gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn,  

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,  

c)  der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-
her beanstandet oder  

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.  

 
Oberhausen, 24. September 2020 
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
Bekanntmachung über die Beteiligung 
der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung 
gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) zum Vorentwurf des Bebau-
ungsplans Nr. 672 C - Vestische Straße/ 
Gildenstraße - 
 
I.   Bekanntmachung der frühzeitigen Öffentlich-

keitsbeteiligung 

     Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 
17.10.2011 die Beteiligung der Öffentlichkeit an o. g. 
Bauleitplanung beschlossen (14-tägige Darlegung 
der Planung ohne Bürgerversammlung). 

     Der Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 672 C  
- Vestische Straße/Gildenstraße - liegt mit dem 
Vorentwurf der Begründung deshalb in der Zeit vom 

               26.10.2020 bis 09.11.2020 einschließlich 

     im Internet unter https://www.o-sp.de/oberhausen/ 
plan/beteiligung.php öffentlich aus. 

     Zudem erfolgt die öffentliche Auslegung der 
Unterlagen innerhalb der vorgenannten Darlegungs-
frist auch im Bereich 5-1/Stadtplanung, Technisches 
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66 (Eingang zur-
zeit nur über den Gebäudeteil D), Erdgeschoss, 
Zimmer Nr. A 013, und in der Bezirksverwaltungs-
stelle Osterfeld, Rathaus Osterfeld, Bottroper Straße 
183, Zimmer 10, während der nachstehend genann-
ten Dienstzeiten: 

     Dienstzeiten Bereich 5-1/Stadtplanung: 

     Montag - Donnerstag           8:00 - 16:00 Uhr 
     Freitag                                  8:00 - 12:00 Uhr 

     Dienstzeiten Bezirksverwaltungsstelle Osterfeld: 

     Montag - Mittwoch               8:00 - 16:00 Uhr 
     Donnerstag                           8:00 - 18:00 Uhr 
     Freitag                                  8:00 - 12:00 Uhr
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     Innerhalb dieser Zeiten besteht Gelegenheit, sich die 
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung und 
deren voraussichtliche Auswirkungen erläutern zu 
lassen. 

     Gleichzeitig wird den Bürgerinnen und Bürgern 
Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. 

     Im Interesse der Bevölkerung und des Personals der 
Stadtverwaltung Oberhausen wird aufgrund der 
COVID-19-Pandemie um eine vorherige Terminver-
einbarung gebeten. 

     Kontaktdaten Bereich 5-1/Stadtplanung: 

     Fachbereich 5-1-40/Konstruktion und Verfahren der 
Bauleitpläne  

     Bahnhofstraße 66 
     46145 Oberhausen 
     bauleitplaene@oberhausen.de 
     Tel.: 0208 825-3265 oder -2498 
 
     Kontaktdaten Bezirksverwaltungsstelle Osterfeld: 

     Rathaus Osterfeld 
     Bottroper Straße 183 
     46117 Oberhausen 
     olaf.hinkemeyer@oberhausen.de 
     Tel.: 0208 825-8145 

     Die Einsichtnahme ist nur durch eine Einzelperson 
möglich. Sollte zwingend eine Begleitperson erfor-
derlich sein, so ist dies vorher abzusprechen. Der/die 
Besucher/in hat zum vereinbarten Termin einen 
Mund-Nasen-Schutz zu tragen. Die Abstandsregeln 
sind einzuhalten. 

     Gesetzliche Grundlage ist § 3 Abs. 1 BauGB in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I, S. 3634) zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. I, S. 1728), in 
Verbindung mit dem Gesetz zur Sicherstellung ord-
nungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsver-
fahren während der COVID-19-Pandemie (Planungs-
sicherstellungsgesetz - PlanSiG) und den „Verfah-
rensgrundsätzen für die vorgezogene Beteiligung der 
Bürger an der Bauleitplanung“ der Stadt Oberhausen. 

     Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 672 C liegt 
in der Gemarkung Osterfeld, Flur 30, und wird nun-
mehr wie folgt umgrenzt: 

     Südliche Grenze der Flurstücke Nr. 557 und 752; öst-
liche Seite der Hans-Sachs-Straße; vom östlichsten 
Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 753 abknickend zur 
südlichen Grenze des Flurstücks Nr. 180; südliche 
Grenzen der Flurstücke Nr. 180 und 178; westliche 
Grenze des Flurstücks Nr. 178; nach ca. 12,0 m 
abknickend zum östlichsten Grenzpunkt des 
Flurstücks Nr. 726; westliche Seite der Vestischen 
Straße; abknickend zu einer Verlängerung der süd-
lichen Grenze des Flurstücks Nr. 189; südliche 
Grenze des Flurstücks Nr. 189; östliche Grenzen der 
Flurstücke Nr. 189 und 190; südliche Grenzen der 
Flurstücke Nr. 736 und 222 - 224; östliche Grenze 
des Flurstücks Nr. 756 bis zur nördlichen Grenze des 
Flurstücks Nr. 679; nördliche Grenze des Flurstücks 
Nr. 679; östliche Seite der Gildenstraße; rechtwinklig 
zum östlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 254 
abknickend; westliche Seite der Gildenstraße bis zum 
südöstlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 557. 

     Die genaue Abgrenzung ergibt sich auch aus der 
nachfolgenden Übersichtsskizze.

Hinweis 

Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer 
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behörden 
zur Vorbereitung der von ihnen nach diesem 
Gesetzbuch zu treffenden Maßnahmen Grundstücke 
betreten und Vermessungen, Boden- und Grundwasser-
untersuchungen oder ähnliche Arbeiten ausführen. 

II.   Bekanntmachungsanordnung im Sinne des § 2  
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 

     Der vom Rat der Stadt am 17.10.2011 gefasste 
Beschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit an der 
Bauleitplanung sowie die Durchführung der frühzeiti-
gen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB 
zum Bebauungsplan Nr. 672 C - Vestische Straße/Gil-
denstraße - werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

III. Bestätigungen und Bekanntmachungsanord-
nung des Oberbürgermeisters im Sinne des § 2 
Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 

     Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des 
Beschlusses zur Beteiligung der Öffentlichkeit an der 
Bauleitplanung sowie die Durchführung der frühzeiti-
gen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB 
zum Bebauungsplan Nr. 672 C - Vestische Straße/ 
Gildenstraße - stimmen mit dem Ratsbeschluss vom 
17.10.2011 überein. 

     Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1 
und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntma-
chungsverordnung – BekanntmVO) vom 26.08.1999 
(GV. NRW. S. 516 / SGV NRW 2023), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 
739), verfahren. 

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 
 
Oberhausen, 22.09.2020 
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister 
 
Ergänzende Informationen zur Aufstellung des 
Bebauungsplans Nr. 672 C: 

Der Bebauungsplan Nr. 672 ist gegenüber dem 
Aufstellungsbeschluss vom 17.10.2011 in fünf 
Teilbereiche (A - E) gegliedert worden. Die Teilbereiche 
A, B und D sind bereits in Kraft getreten. Nunmehr soll 
der Teilbereich C weiter bearbeitet werden. 

Der Bebauungsplan Nr. 672 C weist weitgehend Urbane 
Gebiete (MU), Allgemeine Wohngebiete (WA) und 
öffentliche Verkehrsflächen aus. Das Gebäude 
Gildenstraße 13 ist als Kerngebiet festgesetzt. Für die 
Urbanen Gebiete und das Kerngebiet werden Wettan-
nahmestellen, Tankstellen, Sexshops, Vergnügungs-
stätten sowie Anlagen und Betriebe, die gewerblich 
betriebenen sexuellen Dienstleistungen und Darbietun-
gen dienen, textlich ausgeschlossen. 

Die mit den Bebauungsplänen Nr. 672 A - E verfolgte 
Stärkung und planungsrechtliche Sicherung der 
Handelsfunktion des Nebenzentrums Osterfeld durch 
Ausweisung von u. a. Urbanen Gebieten, Mischgebieten 
und eines Kerngebietes sowie der Ausschluss uner-
wünschter Nutzungen (Vergnügungsstätten, Wettan-
nahmestellen, bordellartige Nutzungen, usw.) soll neben 
weiteren städtebaulichen Maßnahmen und Konzepten 
einen Beitrag für die nachhaltige Funktion des Bereiches 
leisten. Neben der Handelsfunktion, ist dabei auch der 
relativ kleine Einzugsbereich der Innenstadt mit zu stüt-
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zen. Einen Teilbeitrag leistet dazu die Gewährleistung 
des Wohnens auch im unmittelbaren Innenstadtbereich, 
was sich im Bebauungsplan Nr. 672 C in der Festset-
zung von Allgemeinen Wohngebieten widerspiegelt. 

Angesichts des zerbrechlichen Einzelhandelsgerüsts 
sind auch kleinere Störungen der Strukturen durch 
Nutzungen, die beispielsweise Trading-down-Effekte 
auslösen können, von großer Bedeutung und können 
entsprechende bodenrechtliche Spannungen auslösen. 
Die Innenstadt von Osterfeld braucht Entwicklungs-
impulse, die das Vorhandene im Sinne funktionierender 
Strukturen bewahren und gleichzeitig Neues fördern. 

Das Stadtentwicklungskonzept 2020, vom Rat der Stadt 
am 27.10.2008 als städtebauliches Entwicklungskonzept 
im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen, 
bestärkt mit dem Ziel ein integriertes Handlungskonzept zur 

Stärkung und Sicherung von Osterfeld-Mitte zu entwickeln 
(Maßnahme 1.4), die Ziele des Bebauungsplans Nr. 672 C. 

Das zwischenzeitlich erarbeitete integrierte 
Handlungskonzept „Soziale Stadt Osterfeld“ (IHK) als 
Gesamtmaßnahme beinhaltet in der derzeitigen, durch 
den Rat der Stadt Oberhausen beschlossenen und auf 
Fortschreibung angelegten Fassung 41 Teilmaßnahmen 
zur Aufwertung des Programmgebietes. Mit der 
Aufnahme des Programmgebietes in das Städtebauför-
derprogramm in 2016 ist die Umsetzungsphase des 
integrierten Handlungskonzeptes gestartet. Aktuell wer-
den einzelne Teilmaßnahmen bereits durchgeführt. 

Weitere Informationen sind auch im Internet unter 
https://www.o-sp.de/oberhausen/plan/beteiligung.php zu 
erhalten.
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Konrad-Adenauer-Allee 46   D-46049 Oberhausen täglich 11 bis 18 Uhr, montags geschlossen www.ludwiggalerie.de

O b e r h a u s e n
Aufbruch macht Geschichte

Strukturwandel 
1847–2006
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Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt 

unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse 

für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-

schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule), 

Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch. 

 

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes 

Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit 

der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit 

bekannt gemacht. 

 

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen 

Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-

gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter 

stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine 

festgesetzten Ziele erreicht werden. 

 

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen 

ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-

zen Jahres möglich. 

 

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-

dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-

schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-

ten und zu verstehen. 

 

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte 

untereinander und fördern das Sozialverhalten der 

Gruppe. 

 

Vormerkungen für die Aufnahme im Winter 2020 

nimmt der Bereich 0-8 Kunst / Malschule, Tel. 0208 

41249-22, montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr 

entgegen.

Malschule 

für Kinder 

und Jugendliche
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Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit, 
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 10,-- 
Euro, für sechs Monate 20,-- Euro je Kunstwerk) 
auszuleihen. 
 
Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der 
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des 
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises 
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des 
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der 
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises 
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des 
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich. 
 
Nächste Ausleihe: 

Donnerstag, 22. Oktober 2020 

Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, 

Konrad-Adenauer-Allee 46 

 
Auskunft: 

Bereich 0-8 Kunst/Artothek, Tel. 0208 41249-22 


